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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seinen Landesrechtspfleger AR Hugl über

die Beschwerde der M. GmbH, vertreten durch Rechtsanwälte OG, gegen den

Bescheid des Magistrates der Stadt Wien, Magistratisches Bezirksamt für den ...

Bezirk, vom 24.8.2016, Zl. MBA ... - 122319/2015, mit welchem gemäß § 1 iVm

§ 2 Abs. 2 GAG 1966 der Antrag der M. GmbH zur Belassung der

Unterkonstruktion des Podestes des genehmigten Vorgartens am Standort Wien,

S. 2, in der Zeit von 1.12. bis 28./29.2. eines jeden Jahres abgewiesen wurde, zu

Recht e r k a n n t :

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet

abgewiesen und der angefochtene Bescheid bestätigt.

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE

Der Spruch des angefochtenen Bescheides lautet wie folgt:

„Gemäß § 1 iVm § 2 des Gebrauchsabgabegesetzes 1966 vom 8. Juli 1966, LGBl.
für Wien Nr. 20/1966 idgF (GAG) wird der Antrag der M. GmbH zur Belassung
der Unterkonstruktion des Podestes des mit Bescheid vom 21.04.2009, MBA ...,
genehmigten Vorgartens am Standort Wien, S. 2 in der Zeit von 01.12. bis
28./29.02. eines jeden Jahres abgewiesen.“
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Begründend wurde seitens der belangten Behörde unter Zitierung der

maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen zunächst auf die Stellungnahme der

Magistratsabteilung 46 verwiesen, wonach Vorkehrungen zu treffen wären, um

die Erkennbarkeit des Podestes vor allem bei Schneelage zu gewährleisten.

Weiters verwies die belangte Behörde auf die insgesamt negative Stellungnahme

der Magistratsabteilung 19, wonach die Winterbelassung der Unterkonstruktion

des Schanigartens aus stadtgestalterischer Sicht eine Störung des Stadtbildes

gemäß § 85 der Bauordnung darstelle und der Erteilung der Gebrauchserlaubnis

städtebauliche Interessen und Gesichtspunkte des Stadt- und Grünlandbildes

sowie der Aufenthaltsqualität für Personen entgegenstehen würden.

In ihrer dagegen rechtzeitig eingebrachten Beschwerde führte die anwaltlich

vertretene Beschwerdeführerin im Wesentlichen aus, dass der bereits mehrfach

erfolgte Auf- und Abbau der Unterkonstruktion dazu geführt habe, dass eine

neuerliche Demontage nur mit einer kompletten Zerstörung möglich wäre,

sodass damit ein massiver wirtschaftlicher Nachteil gegeben wäre. Auf den

Vorschlag, die während der Sommermonate als Abgrenzung zum öffentlichen

Straßenraum dienenden Blumentröge im Falle der Winterbelassung ebenfalls an

Ort und Stelle zu belassen und einer gärtnerischen Winterbepflanzung zu

unterziehen, um optisch ein besseres Erscheinungsbild zu ermöglichen, sei

seitens der belangten Behörde nicht eingegangen worden. Die vorliegende

Stellungnahme der Magistratsabteilung 19 enthalte lediglich sehr allgemeine

Ausführungen und unüberprüfbare Behauptungen. Die Stellungnahme gehe in

keiner Weise auf die besonderen örtlichen Gegebenheiten ein. Die Behauptung,

der betroffene Abschnitt der S. sei gleichzeitig Vorplatz einer Volksschule, sei

insofern unrichtig, als diese Volksschule im Haus S. 3 situiert sei und sich deren

Vorplatz vis-a-vis des Hauses S. 4 befinde und nicht im Bereich des

gegenständlichen Schanigartens. Weiters sei die in diesem Bereich als

Fußgängerzone ausgeführte S. besonders breit, sodass durch den

gegenständlichen Schanigarten bzw. das im Winter zu belassende Podest

desselben auch optisch keine Beeinträchtigung des Stadtbildes gegeben sei. Die

belangte Behörde habe sich in keiner Weise mit der Frage auseinandergesetzt,

warum ein Schanigartenbetrieb während neun Monaten des Jahres bloß eine

„geringfügige Beeinträchtigung des Stadtbildes“ darstelle, eine bloße Belassung

der Unterkonstruktion des Schanigartens während er restlichen drei Monate des
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Jahres die Beeinträchtigung des Stadtbildes aber plötzlich  zur „massiven

Beeinträchtigung“ werden lassen sollte.

Aus dem bisherigen Akteninhalt ergibt sich im Wesentlichen Folgendes:

Die Beschwerdeführerin stellte am 27.1.2015 an die Gewerbebehörde ein

Ansuchen um Winterbelassung der Unterkonstruktion des genehmigten

Schanigartens, da der ständige Auf- und Abbau der Konstruktion die

Lebensdauer der Konstruktion massiv einschränke und sich der Schanigarten in

einer sehr breiten, schwach frequentierten Fußgängerzone befinde.

Die Magistratsabteilung 46 teilte zu diesem Begehren der Beschwerdeführerin

der belangten Behörde mit Schreiben vom 25.6.2015 Folgendes mit:

„Die Winterbelassung der Unterkonstruktion bzw. des Podestes des
Schanigartens im Ausmaß von 138,95 m² wird unter Zugrundelegung des
übermittelten Einreichplanes vom 20. September 2009 (Plannummer ...,
Projektnummer ...) beurteilt.

Das Podest ist gegen das unberechtigte Betreten durch eine stabile und tastbare
Eingrenzung abzuschranken. Dies auch im Hinblick darauf, dass bei Schneelage
ein Podest mit einer Höhe von 24 cm durch VerkehrsteilnehmerInnen erschwert
erkennbar ist. Im Sinne der Barrierefreiheit ist diese Eingrenzung durch massive,
stabile und unverrückbare Abgrenzungen herzustellen, welche vom
Gehsteigniveau senkrecht aufragend sind. Innerhalb einer Höhe von 30 cm über
Gehsteigniveau ist eine Tastleiste von mindestens 15 cm Höhe anzubringen,
welche ungehindert tastbar ist, 70 cm über Gehsteigniveau ist ein weiteres
optisch gut sichtbares Abgrenzungselement vorzusehen. Zudem sind – da davon
auszugehen ist, dass die winterliche Betreuung durch Fahrzeuge erfolgen wird
und die Lichtverhältnisse in den Wintermonaten auch im Hinblick auf den
erlaubten Radverkehr schlechter sind – zumindest die Eckbereiche der
Eingrenzung durch rot-weiße, reflektierende Leitbaken abzusichern.

Bei Einhaltung dieser Bedingungen zur Gewährleistung der Sicherheit,
Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs wird die Winterbelassung der
Unterkonstruktion bzw. des Podestes durch die Magistratsabteilung 46 zur
Kenntnis genommen.
…“

Seitens der Bezirksvorstehung für den ... Bezirk bestanden hinsichtlich der

Genehmigung der Gebrauchserlaubnis keine Bedenken.
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Die Magistratsabteilung 19 gab aus architektonischer und stadtgestalterischer

Sicht im Sinne der Bauordnung für Wien eine mit 24.11.2015 datierte

Stellungnahme nachstehenden Inhalts ab:

„Einleitung:

Der öffentliche Raum ist ein wesentlicher Bestandteil der räumlichen wie sozialen
städtischen Struktur und bedarf der gleichen Aufmerksamkeit und der gleichen
planerischen Verantwortung wie die bebauten Räume. Der öffentliche Raum ist
ein wesentlicher Baustein für eine nachhaltige Stadtentwicklung.

Im öffentlichen Raum überlagern sich die vielfältigen Nutzungsansprüche einer
dynamischen städtischen Gesellschaft. Ziel der Stadtplanung ist es, unter
Wahrung der Interessen des örtlichen Stadtbildes, eine Balance zwischen diesen
Ansprüchen zu ermöglichen.

Die Aufstellung von Anlagen im öffentlichen Raum folgt bestimmten
stadtgestalterischen Konzepten, die gewährleisten, dass es zu keiner Störung des
Stadtbildes kommt. Grundsätzlich sind dabei Elemente, welche die Sicht auf
anerkannte Qualitäten der Stadt verdecken, diese überragen, dominieren oder
konkurrieren, aus Sicht der Stadtgestaltung zu vermeiden. Dabei sind
Grundsätze und Vorgangsweisen zu beachten, die dem Benützer ein optimales
Erleben des öffentlichen Raumes auch aus einem architektonischen und
künstlerischen Blickwinkel erlauben.

Befund:

In der S. vor ONr. 2 befindet sich im Bereich einer Fußgängerzone ein
eingeschossiger Wintergarten in einer Formrohr-Glas-Konstruktion auf einem
Podest. In der Schanigarten Saison ist diesem Wintergarten ein Gastgarten
vorgelagert, welcher von einer selbsttragenden, zweiseitig auskragenden Markise
überdacht wird. Diese wird von drei Bäumen durchragt.

Der Gastgarten wird durch 1,44 m hohe gläserne Einfriedungselemente
abgegrenzt und teilweise durch Plastikplanen raumbildend umschlossen. Der
Gastgarten wird ebenfalls auf einem Niveau ausgleichenden Podest hergestellt.

Gegenstand des Ansuchens ist die Winterbelassung der Unterkonstruktion des
Gastgartens ohne Mobiliar und die Aufstellung von Pflanztrögen zur
gestalterischen Verbesserung.

Der betroffene Stadtraum liegt in der ... an der Einmündung der S. in die W.,
nahe dem D..

Der betroffene Abschnitt der S. ist gleichzeitig Vorplatz einer Volksschule und
verfügt über eine neue Gestaltung mit Baumpflanzungen und aufwendiger
Pflasterung mit Natursteinen und gebändertem Verlegemuster.

Der öffentliche Freiraum S. wird von gründerzeitlicher Blockrandbebauung bzw.
einem Gebäude aus den 50er Jahren des 20. Jhdts. geprägt.
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Gutachten:

Zur Gewährleistung der Übersichtlichkeit und der visuellen Ordnung existieren
Gestaltungskonzepte, hinsichtlich der Aufstellung und Anordnung von Anlagen
und Stadtmöbel im Öffentlichen Raum. Damit das Stadtbild nicht gestört wird, ist
es Aufgabe der Stadtgestaltung, neue Elemente in bestehende Systeme
einzugliedern, lesbare Ordnungen zu schaffen und die Gesamtanzahl der
Ansprüche und Interventionen in einem maßvollen Rahmen zu halten.

Die für Wien typische Schanigärten-Kultur entstand in der 2. Hälfte des 19.
Jahrhunderts. Im Zuge der gründerzeitlichen Stadterweiterung und Verdichtung
mussten viele Gärten, Höfe und sommerliche Erholungsflächen der Neubebauung
weichen und wurden durch Schanigärten, Gebrauchserlaubnisse für die
Aufstellung von Tischen und Sesseln im öffentlichen Raum ersetzt. Es wird damit
versucht dem Erholungsbedürfnis der Bürgerinnen und Bürger durch
Schanigärten weitestgehend Rechnung zu tragen.

Der inhärente jahreszeitliche Bezug zur ‚Schanigartenzeit‘ ist für die Gastgärten
auf öffentlichem Grund unabdingbar, ebenso wie die nur temporäre Aufstellung:

Ein gut besuchter Gastgarten, der durch typisches Mobiliar und Bepflanzung, in
den Sommermonaten ein stimmiges Bild ergibt, bietet in der kalten Jahreszeit
das Bild einer trostlosen Ansammlung von unbenützten Einrichtungselementen,
einer Lagerung im Straßenraum.

Die winterlichen Schneevorkommnisse engen die Gehsteige und Fahrbahnen
vermehrt ein. Das Belassen eines Podestes erschwert die Schneeräumung und
Nutzung für Fußgeher und Fußgeherinnen.

Das Bestehen von Markise und Wintergarten in Verbindung mit Podest und
Einfriedungen ergibt bereits in der Gastgartenzeit eine raumbildende Anlage.
Diese Störung des Stadtbildes kann insofern als geringfügig angesehen werden,
als es sich um eine zeitweilige Störung in der Saison handelt. Die Prolongierung
dieser Situation ergibt die permanente Störung des Stadtbildes und damit eine
massive, permanente Störung des Stadtbildes.

Die Funktion eines öffentlichen Freiraumes wird durch die permanente
individuelle Beanspruchung zu Nichte gemacht. Eine solche quasi Bebauung des
öffentlichen Raumes verstellt den Freiraum und schränkt die freie Nutzung für die
Allgemeinheit ein.

Die Winterbelassung von Gastgärten widerspricht den Gestaltungskriterien aus
Sicht der Stadtgestaltung, welche Transparenz und den temporären Charakter
des Gastgartenmobiliars einfordert.

Schluss:

Die Winterbelassung der Unterkonstruktion des Schanigartens stellt aus den
oben genannten Gründen aus stadtgestalterischer Sicht eine Störung des
Stadtbildes gemäß § 85 der Bauordnung dar. Der Erteilung der
Gebrauchserlaubnis stehen städtebauliche Interessen und Gesichtspunkte des
Stadt- und Grünlandbildes sowie der Aufenthaltsqualität gemäß § 2 GAG
entgegen.“
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In der Folge erging der verfahrensgegenständliche Bescheid.

Das Verwaltungsgericht Wien hat erwogen:

Gemäß § 1 Abs. 1 Gebrauchsabgabegesetz 1966 ist für den Gebrauch von

öffentlichem Grund in der Gemeinde, der als Verkehrsfläche dem öffentlichen

Verkehr dient, samt den dazugehörigen Anlagen und Grünstreifen einschließlich

seines Untergrundes und des darüber befindlichen Luftraumes vorher eine

Gebrauchserlaubnis zu erwirken, wenn die Art des Gebrauches im

angeschlossenen Tarif (Sondernutzung) angegeben ist.

Gemäß § 2 Abs. 2 leg. cit. ist die Gebrauchserlaubnis zu versagen, wenn dem

Gebrauch öffentliche Rücksichten, beispielsweise Umstände sanitärer oder

hygienischer Art, Gründe der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des

Verkehrs, des Platzbedarfes für Lade- und Liefertätigkeit, der Aufenthaltsqualität

für Personen (insbesonders Gewährleistung von Aufenthalts- und

Kommunikationsbereichen), städtebauliche Interessen, Gesichtspunkte des

Stadt- und Grünlandbildes oder Umstände des Natur-, Denkmal- oder

Bodenschutzes, entgegenstehen; bei Erteilung der Gebrauchserlaubnis sind

Bedingungen, Befristungen oder Auflagen vorzuschreiben, soweit dies zur

Wahrung dieser Rücksichten erforderlich ist.

Die Beschwerdeführerin ist seit 2009 im Besitz einer aufrechten Bewilligung für

einen Schanigarten an der gegenständlichen Örtlichkeit während der

sogenannten „warmen“ Jahreszeit. Nunmehr stellte sie ein Ansuchen um

Winterbelassung des Podiums bzw. der Unterkonstruktion des Schanigartens

auch während der Wintermonate (also von Anfang Dezember bis Ende Februar),

weil die Unterkonstruktion des Podiums durch die ständigen Auf- und

Abbauarbeiten in ihrer Struktur leidet und komplett zerstört werden müsste.

Die belangte Behörde stützte die bescheidmäßige Abweisung dieses Ansuchens

auf eine Stellungnahme der Magistratsabteilung 46, in erster Linie jedoch auf das

Gutachten der Amtssachverständigen der Magistratsabteilung 19 vom

24.11.2015, wonach der gewünschten Winterbelassung zumindest drei andere
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öffentliche Interessen entgegenstehen würden, und zwar die Aufenthaltsqualität

für Personen, städtebauliche Interessen sowie Gesichtspunkte des Stadt- und

Grünlandbildes.

Das Verwaltungsgericht Wien bemerkt, dass öffentliche Verkehrsflächen

grundsätzlich frei zugänglich sein sollten, weshalb auch Gebrauchserlaubnisse

nach dem GAG nicht wahllos erteilt werden, sondern immer die spezifischen

Voraussetzungen für die Erteilung im konkreten Einzelfall zu prüfen sind. Im

vorliegenden Fall hatte die Behörde keine Bedenken, der Beschwerdeführerin im

Jahr 2009 die Gebrauchserlaubnis für die Benützung eines Schanigartens von

März bis November zu erteilen. Wie im Gutachten der Magistratsabteilung 19

zutreffend ausgeführt, ist die Schanigarten-Kultur für Wien typisch und dienen

Schanigärten in der warmen Jahreszeit dem Erholungsbedürfnis der Wienerinnen

und Wiener und auch der zahlreichen Touristen. Ein schön gestalteter und

ausgeführter Schanigarten passt auch gut ins Stadtbild und kann sogar zur

Bereicherung und Verbesserung des Stadtbildes beitragen.

Wenn der Schanigarten im Spätherbst dann abgebaut wird und die Tische und

Sesseln und auch der Blumenschmuck etc. in einem Keller oder Lagerraum

aufbewahrt werden, bleiben – wie im vorliegenden Fall – ein leeres Podest und

die Unterkonstruktion zurück. Dieses leere Podest hat somit in den

Wintermonaten überhaupt keine Funktion, sondern verstellt nur eine öffentliche

Verkehrsfläche. Da das Podest immerhin 24 cm hoch ist, stellt dieses sogar eine

Verkehrsbeeinträchtigung für Fußgänger, Rollstuhlfahrer und Kinderwägen dar,

da man dem Podest jedenfalls eher „ausweichen“ wird als hinaufzusteigen und

darüber zu gehen. Das ist auch der Grund, weshalb sich die Magistratsabteilung

46 in ihrer Stellungnahme vom 25.6.2015 nur unter der Bedingung für die

Winterbelassung des Podestes ausgesprochen hat, dass das Podest gegen das

unberechtigte Betreten durch eine stabile und tastbare Eingrenzung

abzuschranken und diese Eingrenzung durch massive, stabile und unverrückbare

Abgrenzungen herzustellen wäre, welche vom Gehsteigniveau senkrecht

aufragend sind. Innerhalb einer Höhe von 30 cm über Gehsteigniveau müsste

auch eine ungehindert tastbare Tastleiste von mindestens 15 cm Höhe

angebracht werden und 70 cm über Gehsteigniveau müsste ein weiteres optisch

gut sichtbares Abgrenzungselement angebracht werden. Weiters müssten die
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Eckbereiche der Eingrenzung durch rot-weiße, reflektierende Leitbaken

abgesichert werden.

Abgesehen davon, dass eine derartige, von der Magistratsabteilung 46 geforderte

Absicherung und Kenntlichmachung des Podestes mit einem weiteren

Herstellungsaufwand für die Beschwerdeführerin verbunden wäre, würde ein

dermaßen mit Abgrenzungselementen, Tastleisten und rot-weißen

reflektierenden Leitbaken abgesichertes und kenntlich gemachtes Podest das

Stadtbild nach Ansicht des Verwaltungsgerichtes Wien noch viel mehr

beeinträchtigen als das leere Podest an sich.

Aber auch das „leere“ funktionslose Podest schränkt den öffentlichen Raum nicht

unerheblich ein, behindert den Fußgängerverkehr und stellt eine Störung oder

zumindest Beeinträchtigung des Stadtbildes dar. Die S. ist auf Höhe ONr. 2 etwa

15 m breit (von Hausmauer zu Hausmauer) und eine Fußgängerzone. Das

scheint zwar auf den ersten Blick relativ breit, jedoch nimmt der fixe

Wintergarten bereits drei Meter Breite und das Podest sogar 6,35 m Breite davon

wieder  weg.  Zudem  ist  das  Podest  21,39  m  lang  (die  Werte  sind  dem  im

Gutachten der Magistratsabteilung 19 enthaltenen Planausschnitt entnommen).

Das heißt, dass auf einer Länge von über 21 Metern durch den Wintergarten und

das Podest eine Restgehsteigbreite von nur mehr etwa sechs Metern verbleibt,

was auch für eine Fußgängerzone nicht übermäßig viel ist. Durch den Wegfall des

Podestes würde sich die Restgehsteigbreite dann auf etwa 12 Meter vergrößern,

was zweifellos einen großen Vorteil für den Fußgängerverkehr darstellen würde.

Aber auch das Argument der Magistratsabteilung 19, dass der betroffene

Abschnitt den Vorplatz einer Volksschule darstellt, ist zu beachten: Schräg vis-a-

vis des Schanigartens im Haus S. Nr. 3 befindet sich die „Volksschule S.“. Der

Schanigarten der Beschwerdeführerin gehört zwar nicht direkt zum „Vorplatz“

der Volksschule, ist von diesem jedoch nur wenige Meter entfernt. Es entspricht

der Erfahrung des täglichen Lebens, dass vor allem Volksschulkinder einen

erhöhten Bewegungsdrang haben und in den Schulpausen gerne im Freien

herumtollen (dies auch in den Wintermonaten, wenn es das Wetter zulässt!).

Klarerweise werden sich die Kinder dabei nicht nur direkt am Platz vor der Schule

aufhalten, sondern ihren „Aktionsradius“ auch in der ganzen Fußgängerzone, also
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auch bis zum nur wenige Meter entfernten Podest des Restaurants ... ausdehnen.

Dass das Podest dabei ein nicht unwesentliches Hindernis darstellt, liegt auf der

Hand.

Das winterbelassene Podest stellt daher ein durchaus unnötiges Hindernis im

Ausmaß von etwa 21 x 6 Metern innerhalb einer Fußgängerzone dar. Dieses

Hindernis besteht an sich natürlich auch während des Schanigartenbetriebs, nur

ist dieser bewilligt und auch im Interesse des Erholungsbedürfnisses für die

Menschen gerechtfertigt. Weiters passt der Schanigarten durch seine

Ausgestaltung auch gut in die Gegend und wirkt nicht störend. Das

winterbelassene Podest hat aber überhaupt keine Funktion und dient keinesfalls

dem öffentlichen Interesse (nur dem Interesse der Beschwerdeführerin, die sich

naturgemäß die Kosten und den Aufwand für den Ab- und Aufbau ersparen will).

Darüber hinaus passt das leere Podest auch nicht ins Stadtbild und trägt nicht zu

dessen Verbesserung bei, zumal es sich bei den umliegenden Gebäuden in erster

Linie um Häuser aus der Gründerzeit handelt.

Dazu ist zu bemerken, dass Gesichtspunkten des Stadtbildes bei Bewilligungen

nach dem GAG große Beachtung zu schenken ist. So hat auch der

Verwaltungsgerichtshof etwa in seinem Erkenntnis vom 31.7.2012, Zl.

2010/05/0126, eindeutig festgestellt, dass dem Stadtbild eine wesentliche

Bedeutung zukommt und der diesbezüglichen Beurteilung der

Magistratsabteilung 19, dass dem Vorhaben Gesichtspunkte des Stadtbildes

entgegenstehen, nicht entgegengetreten werden kann. Das heißt, dass ein

Gutachten der Magistratsabteilung 19, in welchem auf eine Beeinträchtigung

bzw. Störung des Stadtbildes hingewiesen wird, sehr wohl zu beachten ist und

besondere Gewichtung hat.

Daran würde auch der Vorschlag der Beschwerdeführerin, auf dem belassenen

Podest die Blumentröge als Abgrenzung stehen zu lassen und einer gärtnerischen

Winterbepflanzung zu unterziehen, nichts ändern, da diesfalls das Podest zwar

optisch einen schöneren Anblick bieten würde als ein komplett leeres Podest, das

Podest aber weiterhin baulich vorhanden wäre und ein „Hindernis“ darstellen und

einen nicht unbeachtlichen Teil der für den Fußgängerverkehr bestimmten

öffentlichen Verkehrsfläche der S. vereinnahmen würde.
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Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass durch die Winterbelassung des

gegenständlichen Podestes sehr wohl die Aufenthaltsqualität für Personen,

städtebauliche Interessen sowie Gesichtspunkte des Stadt- und Grünlandbildes

beeinträchtigt würden und die im Gutachten der Magistratsabteilung 19

genannten Gründe, die gegen eine Bewilligung sprechen, durchaus plausibel und

nachvollziehbar sind. Auch sprechen Gründe der Sicherheit, Leichtigkeit und

Flüssigkeit des Personenverkehrs dagegen und müsste das Podest laut

Stellungnahme der Magistratsabteilung 46 aufwendig abgesichert werden, was

aber dennoch nichts daran ändern würde, dass auch durch das dermaßen

gekennzeichnete und abgesicherte Podest der Fußgängerverkehr in diesem

Bereich eingeschränkt und daher nicht ungehindert möglich wäre.

Der Antrag der Beschwerdeführerin auf Winterbelassung der Unterkonstruktion

des Podestes des Schanigartens wurde daher zu Recht abgewiesen, weswegen

der Beschwerde keine Folge zu geben und der angefochtene Bescheid

spruchgemäß zu bestätigen war.

Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG war die Durchführung einer öffentlichen mündlichen

Verhandlung nach Ansicht des Verwaltungsgerichtes Wien nicht erforderlich, da

sich der maßgebliche Sachverhalt eindeutig aus dem Akteninhalt ergibt und

weder die anwaltlich vertretene Beschwerdeführerin noch die belangte Behörde

eine Verhandlung beantragt haben.

BELEHRUNG

Gegen dieses Erkenntnis besteht gemäß § 54 VwGVG die Möglichkeit der

Erhebung einer Vorstellung beim zuständigen Mitglied des Verwaltungsgerichtes

Wien. Die Vorstellung ist innerhalb von zwei Wochen ab dem Tag der Zustellung

des Erkenntnisses beim Verwaltungsgericht Wien schriftlich einzubringen.

Verwaltungsgericht Wien

AR Hugl, Landesrechtspfleger


